
 

 
 

Pressemitteilung 
 
 
 

Entscheidung des Landgerichts Baden-Baden in Sachen Werner Henn 
 
 
 
Das Landgericht Baden-Baden hat den Anträgen auf Einstweilige Verfügung gegen Werner Henn, 
Stadtrat, Fraktionsvorsitzender der SPD und derzeitiger Landtagskandidat wegen unwahrer 
Äußerungen nur zum Teil stattgegeben. 
 
Martin Ernst, FBB-Stadtrat und Vorstand der Maklerfirma, die den Verkauf des Neuen Schlosses in 
2003 vermittelte, hatte gegen folgende Äußerung im Wege der Einstweiligen Verfügung auf 
Unterlassung geklagt: "Fragt sich nur, warum ein Makler, der selbst Millionen am Verkauf des 
Schlosses verdient hat, sich jetzt stark macht, es erneut verkaufen zu wollen." Nicht weiter behaupten 
darf Werner Henn, dass Martin Ernst, beim Verkauf des Neuen Schlosses "Millionen" verdient habe. 
 
Weiter behaupten darf Werner Henn nach Ansicht des Gerichts, dass Martin Ernst "sich jetzt stark 
macht, es erneut verkaufen zu wollen". Denn das sei von der Meinungsfreiheit nach Art. 5 des 
Grundgesetzes gedeckt. 
 
Gleiches gelte nach Meinung des Gerichts für die Äußerungen: "Eine weitere spannende Frage ist: 
was hat die FBB mit den Geldern gemacht, die sie im Wahlkampf für die Rettung des Schlosses 
eingesammelt hat? Vielleicht wurden Hochglanzprospekte gedruckt um nötige Sanierungs-
maßnahmen in der Weststadt verhindern zu wollen und sie als "Schildbürgerstreich" zu 
bezeichnen?"  Äußerungen, gegen die FBB als betroffene Wählerinitiative vorgegangen war. 
 
"Ich finde die Entscheidungen des Gerichts irritierend", so Martin Ernst. "Wenn man solche 
Unwahrheiten und verleumderische Unterstellungen als von der Meinungsfreiheit gedeckt, 
durchgehen lässt, dann bekommt die Dimension der politischen Auseinandersetzung eine neue, 
ungute Größenordnung." 
 
"Wir werden die Entscheidungen auf jeden Fall vom Oberlandesgericht in Stuttgart überprüfen 
lassen", sagte er abschließend. 
 
 
Marianne Raven 
Pressesprecherin FBB 


